
Antwort
der Bundesregierung
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der Fraktion der AfD
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Äußerungen der Bundesregierung zu sogenannter kultureller Aneignung

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Die Bundesregierung betreibt auf der US-Plattform Instagram ein Konto mit 
dem Namen saymyname_bpb. Es wird als „Webvideoformat der @bpb_de“ 
also der Bundeszentrale für politische Bildung (bpb) betrieben, die dem 
Bundesministerium des Innern und für Heimat untersteht, mithin im Auftrag 
der Bundesregierung produziert (https://web.archive.org/web/2022061510094
8/https://www.bpb.de/lernen/bewegtbild-und-politische-bildung/saymyname/).

Am 2. Februar 2022 verbreitete die Bundesregierung über die Plattform ein 
Video mit Begleittext, in dem es heißt, gewisse „Angehörige“ hätten „teilwei-
se mit kultureller Aneignung […] zu kämpfen“ (https://www.instagram.com/t
v/CZeP8vXJ4q4/).

Die Fragesteller möchten die Position der Bundesregierung dazu erfahren und 
dokumentieren (Informationsinteresse des Parlamentes und der Öffentlich-
keit), um sie dann gegebenenfalls mit weiteren Aussagen der Bundesregierung 
und anderen angeblichen und tatsächlichen verfassungsrechtlichen Grundsät-
zen, auf die sich die Bundesregierung beruft, abzugleichen.
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Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums des Innern und für Heimat
vom 21. September 2022 übermittelt.
Die Drucksache enthält zusätzlich – in kleinerer Schrifttype – den Fragetext.



1. Was versteht die Bundesregierung unter „kultureller Aneignung“ (vgl. 
Vorbemerkung der Fragesteller)?

2. Welche Personen dürfen sich nach Ansicht der Bundesregierung welche 
kulturellen Handlungen nicht „aneignen“ (vgl. Vorbemerkung der Frage-
steller), und weshalb nicht?

3. Ist die Bundesregierung nach wie vor der Ansicht, dass die sogenannte 
kulturelle Aneignung negativ sei und Menschen damit „zu kämpfen“ hät-
ten (vgl. Vorbemerkung der Fragesteller)?

4. Gibt es nach Ansicht der Bundesregierung Fälle, in denen sogenannte kul-
turelle Aneignung (vgl. Vorbemerkung der Fragesteller) gerechtfertigt sei 
oder sie diese sogar befürwortet, und wenn ja, welche Fälle sind das?

Die Fragen 1 bis 4 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam be-
antwortet.
Mit dem Projekt „Say my name“ eröffnet die Bundeszentrale für politische Bil-
dung (bpb) Diskursräume, die einen Austausch ermöglichen und vielfältigen 
gesellschaftlichen Akteuren und Gruppierungen Raum für Artikulation und 
Repräsentanz bieten.
Dabei gehört es zum Aufgabenprofil der bpb, zeitgeschichtliche sowie aktuelle 
politische und gesellschaftliche Fragestellungen aufzugreifen und ihre Thema-
tisierung in gesellschaftlichen Diskursen zu befördern. Dies muss im Rahmen 
einer gesamtgesellschaftlichen Debatte erfolgen, der die Bundesregierung nicht 
vorgreifen möchte.
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